
 Anhalten und / oder Zurückziehen von Sendungen im Allgemeinen!                       ©    Hans-Günter Frech                                                                                                     

Im alltäglichen Postgebrauch sind Begriffe wie „Anhalten einer Sendung“ oder 
„Zurückziehen einer Sendung“ eher seltener anzutreffen. Wenn aber dennoch eine 
Sendung - aus welchen Gründen auch immer - angehalten, oder zurückgezogen und / oder 
Veränderungen des Empfängers, Änderungen der Geldbeträge bei Postanweisungen und 
Nachnahmen vorgenommen werden mussten, so entstanden in der Regel weitere 
Gebühren, die der Einlieferer der Sendung noch zu zahlen hatte. Dieser besondere 
Postdienst ist nachzulesen in der Allgemeinen Dienstanweisung für das Post- und 
Fernmeldewesen (ADA Abschnitt V, 1 § 35 auf Seite 87): 
 
I  der Absender kann eine Postsendung zurücknehmen oder ihre Aufschrift ändern lassen, 
solange die Sendung dem Empfänger noch nicht ausgehändigt ist. 
II  Die Rücknahme kann am Aufgabeort oder am Bestimmungsort erfolgen, ausnahmsweise 
auch an einem Zwischenort, wenn dadurch der Dienst nicht gestört wird. 
III  Wer eine Sendung zurückfordert, muss außer dem etwa erteilten Einlieferungsschein ein 
Doppel des Briefumschlags, der Postanweisung, der Paketkarte, in sonstigen Fällen eine 
Wiedergabe der Aufschrift vorlegen und zwar von der Hand, die die Aufschrift der Sendung 
geschrieben hat. 
IV Wer eine bereits abgegangene Sendung durch Vermittlung der Aufgabepostanstalt 
zurückfordert, muss sie schriftlich so genau bezeichnen (III), dass sie unzweifelhaft als die 
verlangte zu erkennen ist. 
V  In gleicher Weise ist die Änderung der Aufschrift zu beantragen. 
Dagegen kann der Absender eine bloße Berichtigung der Aufschrift (ohne Änderung des 
Namens oder des Standes des Empfängers) auch unmittelbar bei der Bestim-
mungspostanstalt, also ohne Erfüllung der Bestimmungen unter III, beantragen. 
VI  Die Rückforderung oder das Verlangen der Aufschrift Änderung wird brieflich oder 
telegraphisch von der Aufgabepostanstalt der Postanstalt übermittelt, die den Auftrag 
ausführen soll.  
 
Der Absender hat dafür zu entrichten: 

1) Bei brieflicher Übermittlung die Gebühr für einen einfachen Einschreibbrief, 
2) bei telegraphischer Übermittlung die Gebühren für das Telegramm und die 

Auftragsgebühren, 
3) bei Übermittlung des Antrages auf dem Luftpostweg, war zusätzlich der  

Luftpostzuschlag zu zahlen. 
Bei Anträgen auf nachträgliche Belastung einer Sendung mit Nachnahme (§ 21, IX) hat der 
Absender außer den vorstehenden Gebühren noch eine besondere Gebühr zu entrichten. 
Die Gebühren werden, wenn ein Antrag aus irgendeinem Grunde nicht ausgeführt werden 
kann, nicht erstattet. 
 
VII  Ist die Sendung noch nicht abgegangen, so erstattet die Post auf Verlangen die 
vorausgezahlten Beträge ausschließlich der Wertangabe- und der Behandlungsgebühr bei 
Rückgabe des Briefumschlags usw.. 
VIII  Ist die Sendung bereits abgegangen, so werden die Gebühren für den Rückweg wie bei 
einer gewöhnlichen Rücksendung (§ 47, X) erhoben. Wird die Sendung zurückgeleitet, bevor 
die den Bestimmungsort erreicht hat, so ist die Beförderungsgebühr für den Hinweg und für 
den Rückweg nach der wirklich zurückgelegten Entfernung, abzüglich der etwa 
vorausgezahlten Beträge, zu entrichten. 
 



Beispiel 1: 

Normales Einschreiben, 
aufgegeben am PA (16) 
Hillscheid ü. Höhn 
Grenzhausen, 25.8.54.-
8-9, auf Wunsch des 
Absenders am gleichen 
Tage „angehalten und 
zurückgefordert“! 

Die Gebühren wurden 
in diesem Fall in voller 
Höhe wieder erstattet 
(s. I, III und VII oben!). 
Der Inhalt des Briefes 
weist auf einen 
möglichen Grund der 
Rückforderung hin und 
zwar auf einen 

schwebenden 
Versicherungsfall! 

 
In unserem 2. Beispiel handelt es sich um einen „Antrag auf Berichtigung einer Anschrift 
für ein Paket“, welches vom PA-Kaltenbrunn ü. Bamberg, über das PA-Freiburg/Breisgau, 
an das Kaufhaus Schneider in Freiburg ausgeliefert werden sollte. Antragsformular vom PA-
Freiburg an das PA-Bamberg mit div. Poststempeln z.B. von  (13a) Kaltenbrunn ü. Bamberg, 
12. 1.60.-11, Kennbuchstabe „b“.  und mit diversen handschriftlichen Bearbeitungsvermerken 
der Postbeamten. In diesem Fall wurde auf der beiliegende Paketkarte laut Antrag vom 
11.01.1960 der Empfänger abgeändert und die hierfür angefallenen Gebühren für einen 
Einschreibebrief mittels einer 70er Heuss II Marke verrechnet (s. neue R.-Gebühren ab 
01.Juli 1954 und Punkt VI Gebühren / 1). 
Ein wirklich sehr ungewöhnliches Formular aus 1960 (Formularvorlage der Deutschen 
Reichspost vom Januar 1927), was uns wiederum zeigt, wie selten dieser Dienst damals in 
Anspruch genommen wurde!  
Die Bildvorlage wurde uns nach telefonischer Anfrage beim Auktionshaus Albert Kiel in 
Darmstadt freundlicherweise zur Verfügung gestellt und stammt aus der Dezember Auktion 
2015 – der Zuschlag erfolgte bei 180,- € plus Rollgelder. Hier konnte der Käufer einen tollen 
Kauf für sich verbuchen!  



 

 
Auch das 3. Beispiel stammt aus o.g. Kiel-Auktion und wurde für einen „Antrag auf 
Änderung eines Nachnahmebetrages für ein Nachnahmepaket“ in 1960 verwendet! Das 
Formular stammt ebenfalls aus Zeiten der Deutschen Reichspost, was in der linken unteren 
Ecke mittels eingedruckter Zahlenkombination ersichtlich ist (3.31). Die angefallenen 
Gebühren von 70 Pf. für das Einschreiben an das PA- (17b) Freiburg/Breisgau wurden am 
PA- (22a) Wuppertal-Cronenberg mittels einer 70er Heuss III Marke verrechnet. 
Der Zuschlag lag in o.g. Auktion auch bei 180,-€ plus Rollgelder, was der Käufer - in 
Anbetracht der Seltenheit dieses Stückes -, gerne bereit war zu zahlen (Bildvorlage 
Auktionshaus Albert Kiel Darmstadt). 

Beispiel 4 – „Antrag auf Rückgabe einer Sendung – Postprotestauftrag“ – vom PA-
Landau/Pfalz, 09.12.53 an das PA-Marienheide, 10.12.53 zwecks Rückgabe! Mit Formular-
Druckangaben – 3.47 und großem Dreieck C 138 zu 6 Din A 3, 6 c 50, nachzuschlagen in 
der ADA V, 2 § 28.  
Na ja wird so mancher sagen, die Erhaltung des Stückes ist nicht gerade prickelnd! Aber wie 
bereits im Beispiel 1 und 2 beschrieben, sind diese Formulare eher selten und im Regelfall 
der Papiermühle zum Opfer gefallen. Beachtenswert bei diesem Formular ist, dass in diesem 
Fall eine außergewöhnliche Sendungsart, nämlich der „Postprotestauftrages“, zum Einsatz 
kam und die Rückgabe dieser Sendung erfolgte! Die verklebte 60er Wertstufe deckte hierbei 



die gesamten Gebühren für einen einfachen Einschreibebrief bis 20g ab (handschriftlicher 
Vermerk links im Rand – A 4 zurückgesandt mit Ebf.-Nr. 211 und Signatur des Beamten). 

 
Beispiel 5 – „An-
trag auf telegra-
phischer Rück-
forderung einer 
Sendung“ – Punkt 
VI, mit amtlichem 
Postaufkleber der 

Briefabfertigung 
am Bahnpostamt 
München. 
 
Abgangsstempel: 
(13b) München, 
30.3.53.-18. 
 
 
 
 
 
 

 
 
Da sich das Einschreiben bereits im Zug nach Bonn befand (durch Postaufkleber abgedeckt, 
an den Bundesminister für Finanzen in Bonn), konnte dem Wunsch des Einlieferers nur noch 
durch eine telegraphische Meldung an die Bahnpostamt in München weitergeholfen werden. 
Für diesen höheren Aufwand entstanden weitere Telegrammgebühren, die der Absender 
separat und bar am Postamt zahlen musste. 
Auf der Rückseite des Briefumschlages befinden sich zwei Rückstempel von München – 
München 2, 30.3.53.-23 und (13b) München 50, 31. 3.53.-7. 
Können wir heutig diese ausgefallene Innendienstverwendung mittels o.g. Formulare nur 
noch schwer nachweisen, so sind rücklaufende Briefsendungen mit Postaufklebern so gut 
wie nicht bekannt! 

 
Beispiel 6 –  
„Förmliches An-
halten eines Eil-
boten“ wegen un-
genügender und 
falscher Hausnum-
mer von (20a) 
Freden (Leine), 
20.9.52.-10 nach 
Hannover. 
 
Siehe hierzu rück-
seitige Zustellver-
suche und hand-
schriftliche Ver-
merke. 
 
 
 

 
 



 
 
Der Absender der Sendung 
war nicht bekannt, bzw. 
konnte nicht ermittelt werden 
und nun mit amtlichem 
Stempel: „Vor Aushän-
digung nachfragen“! Haus-
nummer wurde von 17 auf 5 
korrigiert! Ankunftsstempel 
vom PA-Hannover, 20. 9.52.-
20. Erster Zustellversuch am 
20.9 gegen 22.55 Uhr. 
 
Beim letzten Beispiel 7 (s.u.) 
– handelt es sich um eine 
„Verspätete Weiterleitung 
einer Postanweisung“ nach 

Irland. Der Grund lag an dem falsch angesetzten Wechselkurs (siehe handschriftliche 
Vermerke!).  
 
Aufgabe beim PA-Bonn, -6.11.54 und weiterbearbeitet am 13.11.54 mit rückseitigen 
Übergabestempel von Köln. 

 
 


